
Wer gilt eigentlich in der Demokratie
als Autor der für alle verbindlichen staat-
lichen Gesetze? Die Bayerische Verfas-
sung von 1946 gibt auf diese schlichte
Frage eine glasklare Antwort. Es sind
zwei: das Volk selbst und dessen im Land-
tag versammelten Repräsentanten. Dem-
gemäß statuiert Artikel 5: „Die gesetzge-
bende Gewalt steht ausschließlich dem
Volk und der Volksvertretung zu.“ Die-
ser normative Gleichlauf repräsentativer
und direkter Demokratie wird in Artikel
72 wiederholt: „Die Gesetze werden vom
Landtag oder vom Volk (Volksentscheid)
beschlossen.“ Natürlich handelt es sich
bei der Volksgesetzgebung nicht um ei-
nen Routinevorgang, sondern eher um ei-
ne lediglich in besonderen Fällen wahrge-
nommene Kompetenz. In Bayern sind bis-
lang ganze sechs Volksbegehren auch
zum Volksentscheid gelangt, zuletzt
2010 zum Nichtraucherschutz.

Direktdemokratische Elemente sind
keine bayerische Besonderheit, sondern
mittlerweile in allen sechzehn Landesver-
fassungen verankert. Nur eine einzige
Verfassung in Deutschland macht an-
scheinend eine Ausnahme: das Grundge-
setz selbst. Dieses sei eben, so hört man
oft, dezidiert „antiplebiszitär“ ausgerich-
tet. Doch lässt es sich keineswegs als Boll-
werk gegen die direkte Demokratie in
Stellung bringen, wie schon ein Blick auf
den zentralen Artikel 20 erweist. Dort
wird mit dem Satz „Alle Staatsgewalt
geht vom Volke aus“ zunächst der traditi-
onsreiche Grundsatz der Volkssouveräni-
tät artikuliert. Konkretisierend heißt es
sodann: „Sie wird in Wahlen und Abstim-
mungen und durch besondere Organe
der Gesetzgebung, der vollziehenden Ge-
walt und der Rechtsprechung ausgeübt.“

Vorgesehen sind also zwei unterschied-
liche Realisierungsformen des Prinzips
der Volkssouveränität: Wahlen und Ab-
stimmungen. Bei Wahlen geht es um die
Bestimmung von Personen, die ihrerseits
mit der Entscheidung von Sachfragen be-
traut sind. Abstimmungen hingegen be-
treffen die Entscheidung von Sachfragen
durch die Aktivbürgerschaft selbst. Von
daher erklärt sich der Ausdruck „sachun-
mittelbare Demokratie“ als Synonym
für direkte Demokratie. Damit steht –
für manche vielleicht durchaus überra-
schend – fest, dass das Grundgesetz die
direkte Demokratie als reguläre Form
der Entscheidungsfindung kennt und an-
erkennt. Normativ stellt es beide For-
men, Wahlen und Abstimmungen, reprä-
sentative und direkte Demokratie, gleich-
berechtigt nebeneinander.

Während nun aber in den weiteren Ab-
schnitten des Grundgesetzes die reprä-
sentative Demokratie in vielfältiger Wei-
se organisatorisch entfaltet wird,
herrscht über Form und Verfahren der di-
rekten Demokratie absolutes Still-
schweigen. Es finden sich keine Regelun-
gen, die den erwähnten Normen der Bay-
erischen Verfassung auch nur annähernd
ähnlich wären. Mehr noch: Es gibt
schlicht keinen konkreten Anwendungs-
fall der in Art. 20 Abs. 2 GG als Grund-
form demokratischer Willensbildung an-
erkannten Abstimmungen. Auch bei den
insofern gern als Ausnahmefälle ange-

führten Art. 29, 118, 118a (Neugliede-
rung des Bundesgebietes bzw.einzelner
Bundesländer) handelt es sich lediglich
um Territorialplebiszite, die in den Pro-
blemkreis des Föderalismus, nicht den
der Demokratie gehören, weil hier nur
die von der Neugliederungsfrage betrof-
fenen Bevölkerungsteile angesprochen
werden. Es tritt aber nicht das Bundes-
volk an Stelle des Bundestages. Somit ha-
ben wir es nicht mit Abstimmungen im
Sinne des Art. 20 Abs. 2 GG zu tun.

Das führt zu einem vielleicht merkwür-
dig anmutenden, aber eindeutigen Be-
fund. Das Grundgesetz weiß zwar um
den Modus der direkten Demokratie und
erkennt ihn mit dem Hinweis auf die „Ab-
stimmungen“ als legitime Form der Reali-
sierung der Volkssouveränität auch aus-
drücklich an. Gleichwohl finden sich kei-
ne Ausführungsregeln zur Gesetzgebung
durch das Volk – etwa in Parallele zu den
Normen, die das parlamentarische Ge-
setzgebungsverfahren näher ausgestal-
ten. Derzeit gibt es also keine Grundlage
für die Durchführung der Volksgesetzge-
bung auf Bundesebene. Die Vorausset-
zungen dafür müssten im Wege der Ver-
fassungsänderung geschaffen werden.

Die prinzipielle Zulässigkeit einer sol-
chen Revision steht mittlerweile staats-
rechtlich außer Streit. Doch werden gera-
de von konservativer Seite gegen die Rea-
lisierung eines solchen Vorhabens nach
wie vor gravierende Einwände erhoben.
Dabei erweist sich zunächst der überaus
beliebte Hinweis auf vermeintliche Wei-
marer Erfahrungen schon deswegen als
wenig tragfähig, weil es seinerzeit auf
Reichsebene ganze zwei Volksentscheide
gab. Radikalisierung und Extremismus

breiteten sich hingegen eher im Rahmen
von Wahlkämpfen und Wahlkampfauf-
tritten mit ihren notorischen Straßen-
schlachten aus. Den endgültigen Unter-
gang der Weimarer Republik bewirkte so-
dann das Ermächtigungsgesetz vom
März 1933, ein Akt des Reichstags, also ei-
ner Institution der repräsentativen De-
mokratie. Sollte man aus dieser Erfah-
rung die Schlussfolgerung ziehen, auf
Parlamentswahlen besser zu verzichten?

Für das Ermächtigungsgesetz stimmte
seinerzeit auch Theodor Heuss, der bei
den Diskussionen im Parlamentarischen
Rat die suggestive Formulierung von der
direkten Demokratie als „Prämie für
jeden Demagogen“ prägte. Sie hat kei-
nen fassbaren Kern. Es fehlt an jeglicher
empirischer Evidenz dafür, dass das
Volk bei Sachentscheidungen anfälliger
für „Verführungen“ und Gefühlsaufwal-
lungen aller Art sein könnte als bei Wah-
len. Außerdem: wenn das Volk so unreif
sein sollte, bei Abstimmungen auf
Demagogen hereinzufallen, woher
nimmt es dann die Weisheit, dies bei Wah-
len nicht zu tun? Erinnert sei schließlich
noch an die Einsicht Max Webers, wo-
nach Demagogie schlicht und ergreifend

ein wesentliches Element des politischen
Kampfes darstellt.

Doch unterliegt die direkte Demokra-
tie nicht dem verhängnisvollen Zwang,
komplexe Fragen ohne die Möglichkei-
ten parlamentarischer Kompromissbil-
dung auf ein allzu schlichtes Ja/Nein-
Schema zu reduzieren? Freilich: auch der
Bundestag stimmt bei Gesetzesbeschlüs-
sen genau nach diesem Muster ab. Dass
die letztlich zur Abstimmung gestellten
Alternativen (soweit vorhanden) ihrer-
seits oft auf Kompromissen und langwie-
rigen Aushandlungsprozessen beruhen,
gilt wiederum ebenso für die direkte De-
mokratie. Auch ein qua Volksinitiative
lanciertes Gesetzgebungsprojekt ver-
dankt sich vielfältigen Aushandlungs-
und Abstimmungsprozessen zwischen di-
versen Interessengruppen – nur dass sich
an diesen nicht Parlamentarier, sondern
Bürger beteiligen.

Expertise ist hier wie dort nötig, die re-
präsentative Struktur ohnehin lediglich
verdeckt. Im übrigen könnte ein kluges
institutionelles Design für direktdemo-
kratische Entscheidungen auf der Zeit-
achse die Einspeisung neuer Varianten
erleichtern. Vor allem sitzt die Rede von
der allzu vereinfachenden Ja/Nein-Di-
chotomie ihrerseits einer gewaltigen Sim-
plifizierung auf. Denn es gibt viele, gera-
de auch besonders wichtige politische
Entscheidungen, die genau diese Struk-
tur aufweisen. Man denke an historische
Entscheidungen wie die Wiederbewaff-
nung in den 1950er Jahren oder die Ein-
führung des Euro Jahrzehnte später: das
war ein Nein zur Neutralität und ein
Nein zur D-Mark. Auch andere Entschei-
dungen zeichnen sich durch eine klare
Ja/Nein-Alternative aus, ohne Möglich-
keiten für dritte Wege. Ausstieg aus der
Kernenergie? Endgültige Abschaffung
der Wehrpflicht? Soziales Jahr für alle
jungen Menschen? Zustimmung zum EU-
Beitritt der Türkei? Allgemeine Mautge-
bühr auf Autobahnen? Man sieht: gar
nicht so selten – und oft in Fragen, die
nicht nur Politiker bewegen – gibt es eine
klare Entscheidungsalternative, was kon-
kretisierende Detailregeln nicht aus-
schließt. Die ausgearbeiteten Gesetzent-
würfe bei Volksentscheiden stehen im üb-
rigen an Länge und Komplexität denjeni-
gen parlamentarischer Gremien im allge-
meinen nicht nach.

Direkte Demokratie muss schließlich
nicht zwingend zur oft befürchteten
Schwächung der repräsentativen Demo-
kratie führen. Wiederum sprechen alle
bisherigen Erfahrungen etwa in Bayern
oder in der Schweiz dagegen. In einem
modernen, hochkomplexen Großflächen-
staat kann direkte Demokratie ohnehin
nur punktuelle Ergänzung und Korrek-
tur bedeuten. Es ist utopisch, sich das
Volk als Autor jener mehreren tausend
Seiten des Bundesgesetzblattes vorzustel-
len, die der Bundestag Jahr für Jahr füllt.
Aus diesem wohlgemerkt empirischen
Regel-Ausnahme-Verhältnis folgt nun
aber keineswegs die normative Nachran-
gigkeit der direkten Demokratie und
noch weniger, dass ihr Anwendungsfeld
zugunsten des Parlaments weitgehend
einzuschränken wäre. Mit der Volksge-

setzgebung betritt ein zweiter Akteur die
legislative Szene, das Parlament verliert
seine legislative Monopolstellung. Doch
die Aufhebung eines Monopols muss
nichts Schlechtes sein. Konkurrenz be-
lebt das Geschäft und erhöht zumeist die
Qualität der Produkte. In Bayern wirkte
die direkte Demokratie zudem des öfte-
ren als Oppositionsersatz. Vor allem
kann ein nichtparlamentarischer Akteur
Probleme thematisieren, die entweder
aufgrund spezifischer Repräsentations-
defizite des Parlaments unbewältigt blei-
ben oder aufgrund effektiver Lobbyar-

beit eine wenig gemeinwohlförderliche
Regelung erfahren. An unrühmlichen
Beispielen dafür gibt es keinen Mangel.
Insofern dürfte schon die bloße Möglich-
keit eines Volksentscheides heilsam wir-
ken.

Bei alledem ist vielleicht das Wichtig-
ste, beide Autoren der Gesetze, Volk und
Parlament, in ihren Wirkmöglichkeiten
realistisch einzuschätzen. So verfehlt ei-
nerseits die verbreitete Volksphobie und
die idealistische Stilisierung der Reprä-
sentanten zu entsagungsvollen Hütern
des Gemeinwohls sind, so verfehlt wäre
andererseits eine naive Volksmythologi-
sierung. Formen direkter Demokratie
sollten nicht mit der Aura der einzig wah-
ren, quasi unverfälschten Artikulation
des Volkswillens versehen werden. Hans
Kelsen hat von der im Grunde religiös-
metaphysischen Hypothese gesprochen,
wonach „das Volk, und nur das Volk, im
Besitze der Wahrheit wäre, die Einsicht
des Guten hätte“. Das aber hieße „an ein
Gottesgnadentum des Volkes glauben, ei-
ne Zumutung, ebenso unmöglich wie je-
ne, die das Gottesgnadentum eines Für-
sten proklamiert.“

Ganz nüchtern bleibt daher zu konsta-
tieren, dass das Volk genauso irren kann
wie ein von ihm gewähltes Parlament.
Weder das Volk noch das Parlament
kann für sich reklamieren, stets im allei-
nigen Besitze der Wahrheit zu sein. So
bleibt nur der immer neue Kampf um das
bessere Argument und die jeweilige
Mehrheit – sei es die Mehrheit der Wäh-
ler oder der Abgeordneten, sei es die
Mehrheit der Abstimmenden in einem
Volksentscheid. Die repräsentative De-
mokratie bildet genauso wenig die einzig
oder wirklich wahre Form der Volkssou-
veränität wie die direkte Demokratie.
Das Grundgesetz ist prinzipiell offen für
beide Varianten, wie sie die Bayerische
Verfassung seit jeher kennt und auch
praktiziert.

Der Autor lehrt Rechtsphilosophie,
Staats- und Verwaltungsrecht in Würz-
burg und ist Fellow der Siemens-Stiftung
in München. Der Text ist eine gekürzte
Fassungeines Vortrages, der bei der Konfe-
renz „Hat Demokratie eine Zukunft?“ am
Zentrum für interdisziplinäre Forschung
in Bielefeld (ZiF) gehalten wurde.

Propaganda für den Volksentscheid gegen den Young-Plan, 1929. Damit sollte ein internationales Abkommen zur Regelung der deutschen Reparationsverpflichtun-
gen gestoppt werden, was aber scheiterte. Foto: Scherl

Das Volk als Gesetzgeber
Mehr direkte Demokratie in Deutschland – wäre das mit dem Grundgesetz vereinbar? / Von Horst Dreier

Wenn wir bei Volksabstimmungen
auf Demagogen hereinfallen –
warum nicht auch bei Wahlen?

Nüchtern bleibt zu konstatieren:
Das Volk kann genauso irren wie
ein von ihm gewähltes Parlament.
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